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Bonn, den 6. Februar 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 1. August 1959 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Dänemark über Arbeitslosenversicherung 


nebst Begründung zum Gesetzentwurf, Abkommen, Schluß- 
protokoll und Denkschrift zum Abkommen und zum Schluß- 
protokoll mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, 

Der Bundesrat hat in seiner 214. Sitzung am 5. Februar 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Gnindgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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EntM^urf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 1. August 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark über Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates doS folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dom in Bonn am 1. August 1959 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Dänemark über Arbeits- 
losenversicherung nebst Schlußprotokoll wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen und das Schlußprotokoll 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Auf die Beschäftigung von Grenzgängern im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, die nach Artikel 5 
Abs. 2 Nr. 6 des Abkommens den Vorschriften des 


Königreichs Dänemark unterliegen, ist § 198 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321) ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

{2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 20 und das Schlußprotokoll in Kraft treten, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist gemäß Arti- 
kel 59 Abs. 2 Satz 1 GG erforderlich, da sich das 
Abkommen auf Gegenstände der Bundesgesetzge- 
bung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist wegen Arti- 
kel 15 und 17 des Abkommens erforderlich. Arti- 
kel 15 sieht die Steuer- und Gebührenbefreiung für 
Urkunden vor, die bei Behörden und Versicherungs- 
trägern der Vertragsstaaten vorzulegen sind. Dabei 
kann es sich auch um Urkunden, die von Landes- 
behörden ausziistellen sind, handeln. Artikel 17 ver- 
pflichtet u. a. auch Landesbehörden, bei ihnen ein- 
gehende Rechtsbehelfe an die zuständige Stelle 
weiterzuleiten. In beiden Fällen liegt mithin eine 
Regelung des Verwaltimgsverfahrens von Landes- 
behörden im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG vor. 

Zu Artikel 2 

Gemäß Artikel 5 Abs. 2 Nr. 6 des Abkommens 
unterliegen Grenzgänger den Vorschriften des 
Staates, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Grenzgänger aus Dänemark, die im Gel- 
tungsbereich des AVAVG beschäftigt sind, sind also 
hier nicht gegen Arbeitslosigkeit versichert und 
haben daher keine Beiträge zur Arbeitslosenver- 


sicherung zu entrichten. Es besteht jedoch keine 
Veranlassung, Betriebe, die Grenzgänger beschäfti- 
gen, von der Beitragspflicht hinsichtlich des Arbeit- 
geberanteils zu befreien und sie dadurch besser zu 
stellen als solche Betriebe, die einheimische Arbeits- 
kräfte beschäftigen. Artikel 2 sieht daher vor, daß 
§ 198 AVAVG, wonach für Grenzgänger, die auf 
Grund des § 197 Abs. 4 AVAVG von der Arbeits- 
losenversicherungspflicht befreit sind, die Arbeit- 
geberanteile zur Arbeitslosenversicherung zu ent- 
richten sind, auch in diesen Fällen entsprechend an- 
zuwenden ist. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch für das Land Berlin 
gelten; Artikel 3 enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1: Die Bestimmung entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Absatz 2: Der im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
gebende Tag, an dem das Abkommen 
und das Schlußprotokoll völkerrechtlich 
wirksam werden, ergibt sich aus Arti- 
kel 20 des Abkommens. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark 
über Arbeitslosenversicherung 

Overenskomst 

mellem Forbundsrepublikken Tyskland 
og Kongeriget Danmark 
om arbejdsleshedsforsikring 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT 
DER KÖNIG VON DÄNEMARK 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die gegenseitigen 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten auf dem Ge- 
biete der Sozialen Sicherheit im Falle der Arbeitslosigkeit 
zu regeln, sind übereingekommen, ein Abkommen zu 
schließen, und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Dr. Hans Berger, 

Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt^ 

Seine Majestät der König von Dänemark 

Herrn Frants Hvass, 

Kgl. Dänischer Botschafter; 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten nachstehende Bestimmungen 
vereinbart haben: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Bundesrepublik" 

die Bundesrepublik Deutschland, 

„Dänemark" 

das Königreich Dänemark; 


FORBUNDSREPUBLIKKEN TYSKLAND's 
PRÄSIDENT 

og 

HANS MAJESTÄT 
KÖNGEN AF DANMARK 

ER UD FRA 0NSKET om at ordne de gensidige for- 
bindelser mellem de to lande med hensyn til den sociale 
tryghed i tilfaelde af arbejdsloshed kommet overens om 
at afslutte en overenskomst og har i denne anledning 
som deres befuldmeegtigede udnaevnt: 

Forbundsrepublikken Tyskland's praesident 
Dr. Hans Berger, 

Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt; 

Hans Majestaet Köngen af Danmark 

Frants Hvass, 

Kgl. dansk ambassador; 

hvilke efter at have udvekslet deres fuldmagter, der 
er fundet at vaere i god og behorig form, er blevet enige 
om folgende bestemmelser: 

AFSNIT I. 

Almindelige bestemmelser 

Artikel 1 
Definitioner 

I denne overenskomst betyder udtrykkene; 

1. "Forbundsrepublikken" 

Forbundsrepublikken Tyskland, 

"Danmark" 

Kongeriget Danmark; 
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2. „Gebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik, 
in bezug auf Dänemark das Gebiet des Königreiches 
Dänemark; 

3. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik einen Deutschen im 
Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Dänemark einen Staatsangehörigen des 
Königreiches Dänemark; 

4. „Gesetze" 

je nach dem Zusammenhang die in Artikel 2 be- 
zeidineten Gesetze, einschließlich der hierzu ergan- 
genen Durchführungsvorschriften, die in irgendeinem 
Teil des Gebietes eines der beiden Vertragstaaten 
in Kraft sind; 

5. „oberste Verwaltungsbehörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, 

in bezug auf Dänemark den Sozialminister oder eine 
von ihm bestimmte Behörde; 

6. „Versicherungsträger" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 
in bezug auf Dänemark die anerkannten Arbeits- 
losenkassen, die sich dem Abkommen angeschlossen 
haben; 

7. „Beschäftigter" 

in bezug auf die Bundesrepublik eine Person, die 
nach den Gesetzen der Bundesrepublik unter den 
Begriff einer beschäftigten Person oder einer Person, 
die wie ein Beschäftigter behandelt wird, fällt, 
in bezug auf Dänemark eine Person, die innerhalb 
des fachlichen Bereichs einer Arbeitslosenkasse, die 
sich dem Abkommen angeschlossen hat, als berufs- 
mäßiger Arbeitnehmer beschäftigt ist; 

8. „versicherungspflichtige Beschäftigung" 

eine nach den deutschen Gesetzen der Pflicht zur 
Arbeitslosenversicherung unterliegende Beschäfti- 
gung. 


Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

in der Bundesrepublik auf die Gesetze über die 
Arbeitslosenversicherung und die Arbeitslosen- 
hilfe, 

im Königreich Dänemark auf die Gesetze über die 
Arbeitslosenversicherung einschließlich der Ver- 
sicherung bei den Fortsetzungskassen. 

(2) Dieses Abkommen bezieht sich auch auf alle Ge- 
setze und sonstigen Vorschriften, die die in Absatz 1 
bezeichneten Gesetze ändern und ergänzen. 


Artikels 

Gleichstellung der Staatsangehörigen der Vertragstaaten 

(1) Die deutschen Staatsangehörigen unterliegen in 
Dänemark und die dänischen Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik den in Artikel 2 bezeidineten Gesetzen. 


2. "Omräde" 

i relation til Forbundsrepublikken det omräde, hvor 
Forbundsrepublikkens grundlov har gyldighed, 
i relation til Danmark kongeriget Danmarks omräde; 

3. "Statsborger" 

i relation til Forbundsrepublikken en tysk stats- 
borger i henhold til Forbundsrepublikken Tysklands 
grundlov, 

i relation til Danmark en dansk statsborger; 

4. "Love" 

alt efter sammenhaengen de i art. 2 naevnte love, 
inclusive de til deres gennemforelse udstedte ad- 
ministrative forskrifter, som har gyldighed i nogen 
del af de kontraherende staters omräde; 

5. "0verste administrative myndigheder" 

i relation til Forbundsrepublikken forbundsarbejds- 
ministeren, 

i relation til Danmark socialministeren eller en af 
denne udpeget myndighed-, 

6. "Forsikringsinstitution" 

i relation til Forbundsrepublikken Forbundsanstalten 
for arbejdsanvisning og arbejdsloshedsforsikring, 
i relation til Danmark de anerkendte arbejdslosheds- 
kasser, der har tilsluttet sig overenskomsten; 

7. "Beskaeftiget" 

i relation til Forbundsrepublikken en person, der 
efter tysk lovgivning falder ind under begrebet: en 
beskeeftiget person, eller en person, der behandles 
ligesom en beskaeftiget, 

i relation til Danmark en person, der er beskaeftiget 
som lonarbejder inden for det faglige omräde for 
en arbejdsloshedskasse, der har tilsluttet sig over- 
enskomsten; 

8. "Forsikringspligtig beskaeftigelse" 

en beskaeftigelse, der efter de tyske love medforer 
pligt til arbejdsloshedsforsikring. 


Artikel 2 

Sagligt gyldighedsomräde 

(1) Denne overenskomst finder anvendelse pä lovgiv- 
ningen 

i Forbundsrepublikken Tyskland vedr. arbejdslos- 
hedsforsikring og arbejdsloshedshjaelp 

i kongeriget Danmark vedr. arbejdsloshedsfor- 
sikring, inclusive forsikringen i fortsaettelses- 
kasserne. 

(2) Denne overenskomst finder ogsä anvendelse pä 
alle love og administrative forskrifter, som aendrer eller 
supplerer den i stk. 1 naevnte lovgivning. 


Artikel 3 

Ligestilling af de kontraherende staters statsborgere 

(1) Tyske statsborgere i kongeriget Danmark og danske 
statsborgere i Forbundsrepublikken Tyskland er under- 
kastet den i art. 2 omhandlede lovgivning. De har herved 
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Sie haben dabei die gleichen Rechte und Pflichten wie 
die Angehörigen des betreffenden Staates, soweit in die- 
sem Abkommen nicht etwas Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Deutsche und dänische Staatsangehörige, die im 
Gebiet eines der beiden Vertragstaaten wohnen, haben 
ohne jede Einschränkung Anspruch auf die nach den Vor- 
schriften jedes der beiden Vertragstaaten unter Berück- 
sichtigung dieses Abkommens zu gewährenden Leistun- 
gen nach den in Artikel 2 bezeichneten Gesetzen sowie 
nach den Satzungen der Versicherungsträger. 

(3) Die Vorschriften über die Voraussetzungen der Be- 
rufung als Mitglieder von Organen der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung in der 
Bundesrepublik werden durch Absatz 1 nicht berührt. 

(4) Deutsche Staatsangehörige, die in Dänemark woh- 
nen, haben das Recht, die Mitgliedschaft bei einem 
dänischen Versicherungsträger unter den gleichen Vor- 
aussetzungen zu erwerben wie dänische Staatsangehörige. 
Eine Aufnahmegebühr wird von dem dänischen Versiche- 
rungsträger nicht erhoben, wenn der Aufnahme eine ver- 
sicherimgspflichtige Beschäftigung in der Bundesrepublik 
vorausgegangen ist. 

ABSCHNITT II 

Besondere Bestimmungen 
über Arbeitslosenversicherung 

Artikel 4 

Anschluß und Widerruf 
des Anschlusses der Arbeitslosenkassen 

Die Königlich Dänische Regierung verptlichtet sich, 
dahin zu wirken, daß die Arbeitslosenkasscn sich dem 
Abkommen anschließen. Die oberste dänische Verwal- 
tungsbehörde wird der obersten deutschen Verwaltungs- 
behörde die Arbeitslosenkassen, die den Anschluß erklärt 
haben, und den Zeitpunkt ihres Anschlusses unverzüg- 
lich mitteilen. Gleiches gilt für den Widerruf. 


Artikel 5 

Anzuwendende Gesetze 
bei Beschäftigung im anderen Vertragstaat 

(1) Arbeitnehmer, die im Gebiet eines der Vertrag- 
staaten beschäftigt sind, unterliegen den an ihrem Be- 
schäftigungsort geltenden Gesetzen und in Dänemark 
den Satzungen der Versicherungsträger, deren Mitglieder 
s-ic sind. 

(2) Vom Grundsatz des Absatzes 1 gelten folgende 
Ausnahmen: 

1. Wird ein Beschäftigter von einem Betrieb, der 
seinen Sitz im Gebiet eines der beiden Vertrag- 
staaten hat, für begrenzte Dauer in das Gebiet 
des anderen entsandt, so bleiben die Vorschrif- 
ten des Vertragstaates maßgebend, in dem der 
Betrieb seinen Sitz hat, wenn der Aufenthalt in 
dem anderen Gebiet sechs Monate nicht über- 
steigt. überschreitet die Dauer der Beschäftigung 
im Gebiet des anderen Vertragstaates aus nicht 
voraussehbaren Gründen die ursprüngliche Frist 
von sechs Monaten, so können ausnahmsweise 
die Vorschriften des Vertragstaates, in dem der 
Betrieb seinen Sitz hat, mit Zustimmung der 
obersten Verwaltungsbehörde des Vertragstaates, 
in dem die vorübergehende Beschäftigung aus- 
geübt wird, auch weiterhin angewendet werden. 


de samme rettigheder og pligter som opholdslandets stats- 
borgere, for sä vidt intet herfra afvigende er fastsat i 
naerveerende overenskomst. 

(2) Tyske og danske statsborgere, som bor i en af de 
kontraherende stater, har uden nogen indskrsenkning krav 
pa ydelser, der efter lovgivningen i de to stater under 
hensyntagen til denne overenskomst udredes efter de i 
art. 2 naevnte love samt efter forsikringsinstitutionernes 
vedtaegter. 

(3) Reglerne om betingelserne for at blive udpeget som 
medlem af organer under Forbundsanstalten for arbejds- 
anvisning og arbejdsloshedsforsikring berores ikke af 
stk. 1. 

(4) Tyske statsborgere, som bor i Danmark, har ret til 
at blive medlemmer af en dansk arbejdsloshedskasse 
under de samme betingelser som danske statsborgere. 
Den danske kasse vil ikke krasve indskud, hvis medlem- 
met forud for optagelsen har vseret beskeeftiget ved en 
forsikringspligtig beskseftigelse i Forbundsrepublikken. 


AFSNTT II 

Specielle bestemmelser vedrorende 
arbejdslöshedsforsikring 

Artikel 4 

Arbejdsloshedskassernes tilslutning og tilbagekaldelse 
af tilslutningen 

Den kgl. danske regering forpligtcr sig til at virke for, 
at arbejdsloshedskasserne tilslutter sig overenskomsten. 
Den overste danske administrative myndighed giver 
ufortovet den overste tyske administrative myndighed 
underretning om hvilke arbejdsloshedskasser, der har 
givet deres tilslutning, og om tidspunktet for tilslut- 
ningen. Det samme gcelder for tilbagekaldelse af til- 
slutningen. 

Artikel 5 

Love, der finder anvendelse ved beskasftigelse i den 
anden kontraherende stat 

(1) Beskasftigede, der har arbejde i en af de kontra- 
herende stater, er undorgivet den pä deres arbejdssted 
geeldende lovgivning og i Danmark vedteegterne for den 
arbejdsloshedskasse, som de er medlemmer af. 

(2) Fra hovedreglen i stk. 1 gaslder flg. undtagclser; 

1. Hvis en beskeeftiget person af en virksomhed, 
der har sit saede i en af de kontraherende stater, 
bliver udsendt for begreenset tid til den anden 
stats oniräde, finder bestemmelserne i den stat, 
hvori virksomheden har sit saede, vedblivende 
anvendelse, när opholdet i den anden stat ikke 
overstiger 6 mdr. Kommer beskeeftigelsen i den 
anden stat af uforudseelige gründe til at over- 
skride den oprindelige frist pä 6 mdr., kan be- 
stemmelserne i den stat, hvori virksomheden har 
sit saede, undtagelsesvis med samtykke af den 
overste administrative myndighed i den stat, 
i hvilken den midlertidige beskaeftigelse udoves, 
fortsat bringes i anvendelse. 
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2. Wird im Grenzgebiet ein Betrieb durch die ge- 
meinschaftliche Grenze der beiden Vertragstaaten 
getrennt, so finden auf die Beschäftigten in die- 
sem Betrieb ausschließlich die Vorschriften des 
Vertragstaates Anwendung, in dem der Betrieb 
seinen Sitz hat. 


2. Hvis en virksomhed i graenseomrädet deles af 
den faelles greense mellem de to kontraherende 
stater, skal alene bestemmeiserne i den stat, 
hvori virksomheden har sit saede, finde anven- 
delse pä de i denne virksomhed beskasftigede 
personer. 

3. Hvis personale! i en virksomhed, der tjener den 
offentlige trafik, og som har sit saede i en af 
de kontraherende stater, bliver beskaeftiget 


a) midlertidigt som rejsende eher flyvende per- 
sonale, eher 

b) midlertidigt eher varigt pä forbindelses- 
straekninger, graensebanegarde, graensehavne, 
flyvepladser eher i anden virksomhed i et 
foretagende, der tjener den offentlige trafik 

i den anden kontraherende stat, er de pägael- 
dende underkastet forskrifterne i den stat, i 
hvilken virksomheden har sit saede. Hvis virk- 
somheden opretholder en filial eher en perma- 
nent repraesentation i den anden stat, er det 
af denne beskaeftigede personale underkastet 
lovgivningen i den stat, hvori filialen eher den 
permanente repraesentation findes, Hvis en be- 
skaeftiget person er beskaeftiget iidelukkende 
eher overvejende i den ene af staterne og bor 
i denne, skal, uanset bestemmeiserne i de 2 
forudgäende saetninger, de goeldende regier i 
denne stat ogsa anvendes, selv om den virksom- 
hed, hvori han er beskaeftiget, hverken har sit 
saede eher en filial eller en permanent reprae- 
sentation i denne stat. 


3. Werden Bedienstete von einem dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Verkehrsunternehmen, das 
seinen Sitz im Gebiet eines der beiden Vertrag- 
staaten hat, im Gebiet des anderen Vertrag- 
staates 

a) als fahrendes oder fliegendes Personal vor- 
übergehend oder 

b) auf Anschlußstrecken, Grenzbahnhöfen, Grenz- 
häfen, Flugplätzen oder in sonstigen Betrieben 
eines dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Verkehrsunternehmens vorübergehend oder 
dauernd 

beschäftigt, so unterliegen sie den Vorschriften 
des Vertragstaates, in dem das Unternehmen 
seinen Sitz hat. Unterhält jedoch das Unterneh- 
men auf dem Gebiet des anderen Vertragstaates 
eine Zweigstelle oder eine ständige Vertretung, 
so unterstehen die von dieser beschäftigten Ar- 
beitnehmer den Vorschriften des Vertragstaates, 
auf dessen Gebiet sich die Zweigstelle oder die 
ständige Vertretung befindet. Wenn der Arbeit- 
nehmer ausschließlich oder überwiegend auf dem 
Gebiet eines der Vertragschließenden beschäftigt 
ist und dort wohnt, so werden abweichend von 
den Bestimmungen der Sätze 1 und 2 die Vor- 
schriften dieses Vertragstaates auch dann ange- 
wendet, wenn das Unternehmen, das ihn be- 
schäftigt, auf diesem Gebiet weder seinen Sitz 
noch eine Zweigstelle noch eine ständige Ver- 
tretung hat. 

4. Die von einem Vertragstaat in das Gebiet des 
anderen entsandten Bediensteten öffentlicher 
Verwaltungsstellen (Zoll, Post, Paßkontrolle 
usw.) unterstehen den Vorschriften des entsen- 
denden Vertragstaates. 

5. Auf die Bediensteten bei diplomatischen oder 
berufskonsularischen Vertretungen der beiden 
Vertragstaaten und in ihren persönlichen Dien- 
sten stehenden Personen finden die Vorschriften 
des Vertragstaates Anwendung, dem sie an- 
gehören. Die in persönlichen Diensten stehenden 
Personen können jedoch innerhalb von sechs 
Wochen nach Inkrafttreten des Abkommens 
oder, wenn die Beschäftigung erst nach diesem 
Zeitpunkt beginnt, innerhalb von sechs Wochen 
nach Beginn der Beschäftigung beantragen, nach 
den Vorschriften des Vertragstaates versichert 
zu werden, in dem sie beschäftigt sind. 

6. Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Gebiet eines Vertragstaates haben, aber im Ge- 
biet des anderen Vertragstaates als Arbeit- 
nehmer beschäftigt sind und mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit an den Ort ihres gewöhnlichen 
Aufenthaltes zurückkehren (Grenzgänger), unter- 
liegen den Vorschriften des Staates, in dem sie 
ihren gev/öhnlichen Aufenthalt haben. 

(3) Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertragstaaten können für bestimmte Arbeitnehmer oder 
Gruppen von Arbeitnehmern, wenn es in deren Interesse 
liegt, Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 dieses Artikels hinsichtlich der anzuwendenden 
Gesetze vereinbaren; dabei ist anzugeben, welchen an- 
deren Gesetzen als denjenigen, die in der Regel anzu- 
wenden wären, diese Arbeitnehmer unterstehen sollen. 


4. Personale ved offentlig administration, der af 
en af de kontraherende stater er udsendt til 
tjeneste i den anden stat (told, post, paskontrol 
O.S.V.), er undergivet lovgivningen i den stat, 
hvorfra de er udsendt. 

5. Personale ved de kontraherende staters diplo- 
matiske og udsendte konsuiöere reprae^sentatio- 
ner og de i personligt tjenesteforhold hos disse 
stäende personer er undergivet bestemmeiserne 
i den af de kontraherende stater, i hvilken de 
er statsborgere. De i personligt tjenesteforhold 
stäende personer kan imidlertid i lobet af 6 uger 
efter denne overenskomsts ikrafttr^den eller, 
hvis deres beskasftigelse forst er begyndt efter 
dette tidspunkt, i lobet af 6 uger efter päbe- 
gyndelsen af beskaeftigelsen, ansoge om at blive 
forsikrede efter bestemmelscrne i den stat, i 
hvilken de er beskaeftigede. 

6. Personer, der har deres saedvanlige opholdssted 
inden for en af de kontraherende staters om- 
räde, men er beskaeftiget inden for den anden 
stats omräde, og som med en vis regelmaessig- 
hed vender tilbage til deres saedvanlige opholds- 
sted (graensetrafikanter), er underkastet reglerne 
i den stat, i hvilken de har deres saedvanlige 
opholdssted. 

(3) De overste administrative myndigheder i de to 
stater kan for besternte beskaeftigede eller grupper af 
beskaeftigede, forudsat at det er i deres Interesse, ved 
overenskomst göre undtagelse fra bestemmeiserne i 
denne artikels stk. 1 og 2 vedr. de love, der finder an- 
vendelse; herved skal det angives, hvilke andre love 
disse beskaeftigede skal vaere underkastet i stedet for 
dem, der som hovedregel skulle finde anvendelse. 
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Artikel 6 

Zusammenrechnung der in beiden Vertragstaaten 
zurückgelegten Versieh erungs-, Beitrags- und 
Beschäftigungszeiten 

(1) Die für den Leistungsanspruch erforderlichen Be- 
sdiäftigungs- und Beitragszeiten bestimmen sich 


in der Bundesrepublik nach deren Gesetzen, 

in Dänemark nach den dänischen Gesetzen in Ver- 
bindung mit der Satzung des dänischen Versiche- 
rungsträgers, dessen Mitglied der Arbeitslose ist. 

(2) Bei der Feststellung des Leistungsanspruchs nach 
Absatz 1 werden 

in der Bundesrepublik die Zeiten der aktiven Mit- 
gliedschaft bei den dänischen Versicherungsträ- 
gern, für die Beiträge entrichtet sind, und die be- 
sonderen Zeiten, soweit sie das Mitglied nach den 
Gesetzen oder nach der Satzung des dänischen 
Versicherungsträgers für die Begründung seines 
Anspruchs hinzuzurechnen berechtigt ist, als Zeiten 
der versicherungspflichtigen Beschäftigung im Ge- 
biet der Bundesrepublik behandelt, 

in Dänemark die Zeiten der Beschäftigung in der 
Bundesrepublik als Zeiten der Beschäftigung in 
Dänemark, sowie Zeiten der versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung und des Bezuges von Leistun- 
gen der Arbeitslosenversicherung in der Bundes- 
republik als Zeiten der aktiven Mitgliedschaft bei 
dem dänischen Versicherungsträger behandelt, 
dessen Mitglied der Arbeitslose ist. 


Artikel 7 

Besondere Voraussetzungen für den Anspruch 

(1) Macht der Arbeitslose auf Grund der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 in einem der Vertragstaaten einen 
Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
geltend, so besteht ein Anspruch nur, wenn der Antrag- 
steller in dem Vertragstaat, in dem er den Ansprudi 
geltend macht, 

a) innerhalb von vier Wochen nadi der Aufent- 
haltnahme eine versicherungspflichtige Beschäf- 
tigung aufgenommen oder die Arbeitserlaubnis 
beantragt hat und, sofern der Anspruch in 
Dänemark geltend gemacht wird, sich bei einem 
dänischen Versicherungsträger als Mitglied an- 
gemeldet hat, und 

b) nach der Aufenthaltnahme mindestens vier 
Wochen eine nicht nur geringfügige, entlohnte 
Beschäftigung ausgeübt hat. 

(2) In die Frist von vier Wochen nach Absatz 1 Buch- 
stabe a sind Zeiten nachgewiesener Krankheit nicht ein- 
zurechnen. In die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 
Buchstabe b sind Zeiten nachgewiesener, mit Arbeits- 
unfähigkeit verbundener Krankheit einzurechnen, wenn 
die Krankheit nicht länger als zwei Wochen gedauert 
hat, das Beschäftigungsverhältnis aufrechterhalten ge- 
blieben ist und, sofern der Anspruch in Dänemark 
geltend gemacht wird, für die Zeit der Krankheit die 
Beiträge an den dänischen Versicherungsträger, dem der 
Arbeitslose angehört, entrichtet worden sind. 


Artikel 6 

Sammenlaegning af de i de to stater tilbagelagte 
forsikrings-, bidrags- og beskaeftigelsesperioder 

(1) Sporgsmälet om de beskoeftigelses- og bidrags- 
perioder, der skal vsere tilbagelagt som betingelse for 
krav pä ydelser, bedommes 

i Forbundsrepublikken efter dennes love, 

i Danmark efter de danske love i forbindelse med 
vedtsegterne for den arbejdsloshedskasse af hvilken 
den arbejdslose er medlem, 

(2) Ved fastsaettelse af kravet efter stk. 1 skal 

i Forbundsrepublikken perioder med nydende med- 
lemsret i danske arbejdsloshedskasser, for hvilke 
der er udredet medlemsbidrag, og saerlige perio- 
der, for sä vidt medlemmet efter lovgivningen eller 
den danske arbejdsloshedskasses vedtaegter er 
berettiget til at medregne dem ved fastsaettelsen 
af sit krav, befragtes som perioder, hvor pägeel- 
dende har haft forsikringspligtig beskgeftigelse pä 
Forbundsrepublikkens omräde, 

i Danmark beskaeftigelsesperioder i Forbundsrepu- 
blikken befragtes som beskaeftigelsesperioder i 
Danmark, og perioder, hvor pägaeldende har haft 
forsikringspligtig beskaeftigelse eller har oppebä- 
ret ydelser fra arbejdsloshedsforsikringen i For- 
bundsrepublikken, befragtes som perioder med 
nydende medlemsret i den danske arbejdslosheds- 
kasse, af hvilken den arbejdslose er inedlem. 


Artikel 7 

Specielle betingelser for kravet 

(1) Hvis den arbejdslose i en af staterne rejser krav 
pä ydelser fra arbejdsloshedsforsikringen under päberä- 
belse af besteminelserne i artikel 6, har kravet kun 
gyldighed, hvis ansogeren i den stat, i hvilken han har 
rejst kravet, 

a) inden 4 uger efter, at han har taget ophold har 
päbegyndt en forsikringspligtig beskaeftigelse 
eller har sogt om arbejdstilladelse og, säfremt 
kravet rejses i Danmark, har sogt om optagelse 
i en dansk arbejdsloshedskasse, og 


b) efter at have taget ophold i mindst 4 uger har 
udovet en ikke blot ubetydelig, lonnet beskaef- 
tigelse. 

(2) I 4-ugersfristen efter stk. 1 a medregnes ikke pe- 
rioder, hvor pägaeldende päviselig har vaeret syg. I be- 
skaeftigelsestiden efter stk. 1 b medregnes perioder, hvor 
pägaeldende päviselig har vaeret syg og arbejdsudygtig, 
hvis sygdommen ikke har varet laengere end 2 uger, be- 
skaeftigelsesforholdet fortsat er opretholdt, og der, när 
kravet gores gaeldende i Danmark, er betalt kciitingent 
for sygdomsperioden til den arbejdsloshedLkasse, af 
hvilken den arbejdslose er medlem. 
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(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 finden keine 
Anwendung, wenn ein Staatsangehöriger eines der bei- 
den Vertragstaaten 

a) in den Vertragstaat zurückkehrt, dessen Staats- 
angehörigkeit er besitzt oder 

b) als ehemaliges Mitglied eines dänischen Ver- 
sicherungsträgers nach Dänemark zurückkehrt 
und in der Zwischenzeit in der Bundesrepublik 
in versicherungspflichtiger Beschäftigung ge- 
standen hat oder 

c) als ehemaliger Versicherter der deutschen Ar- 
beitslosenversicherung in die Bundesrepublik 
zurückkehrt und in der Zwischenzeit Mitglied 
eines dänischen Versicherungsträgers gewesen 
ist. 


Artikel 8 

Anwendung der beiderseitigen Vorschriften 
bei Leistungsansprüchen nach Artikel 6 und 7 

Erhebt ein Arbeitsloser auf Grund der Artikel 6 und 7 
einen Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenver- 
sicherung, so gilt folgendes: 

1. Die Dauer der für den Anspruch erforderlichen 
Beschäftigungs-, Versicherungs- und Beitragszeiten, 
die Dauer und die Höhe der Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung, das Verfahren sowie die sonsti- 
gen Rechte und Pflichten des Arbeitslosen richten 
sich, 

wenn der Anspruch in der Bundesrepublik geltend 
gemacht wird, nach den Gesetzen der Bundes- 
republik, 

wenn der Anspruch in Dänemark geltend gemacht 
wird, nach den dänischen Gesetzen sowie nach 
der Satzung des dänischen Versicherungsträgers, 
dessen Mitglied der Arbeitslose ist. 

2. Bei der Festsetzung des Anspruchs sind zu berück- 
sichtigen 

in der Bundesrepublik die Zeiten, für die Lei- 
stungen der Arbeitslosenversicherung von einem 
dänischen Versicherungsträger innerhalb der letz- 
ten zwölf Monate, gerechnet vom Tage der 
Arbeitslosmeldung, bereits gewährt worden sind, 
und die Zeiten, die in der Bundesrepublik als 
Unterstützungszeiten gelten, 

in Dänemark die Zeiten, für die seit dem letzten 
der Antragstellung vorangegangenen 1. Oktober 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung von dem 
deutschen Versicherungsträger gewährt worden 
sind. 

3. Ist bei der Feststellung des Anspruchs in einem der 
beiden Vertragstaaten das in der Währung des an- 
deren Staates erzielte Entgelt einer Beschäftigung 
in diesem Vertragstaat zu berücksichtigen, so ist 
statt dessen das tarifliche oder, wenn ein Tarif nicht 
besteht, das ortsübliche Entgelt der gleichen oder 
einer vergleichbaren Beschäftigung in dem Vertrag- 
staat, in dem der Anspruch geltend gemacht wird, 
zugrunde zu legen. Für die Bemessung nach dem 
tariflichen Entgelt ist es unerheblich, ob der Arbeit- 
nehmer tarifgebunden ist oder nicht. 


(3) Reglerne i stk. 1 og 2 finder ikke anvendelse, hvis 
en statsborger i en af de to kontraherende stater 

a) vender tilbage til den stat, hvor han er stats- 
borger, 

b) som tidligere medlem af en dansk arbejdslos- 
hedskasse vender tilbage til Danmark, og i 
mellemtiden har haft forsikringspligtig beskaef- 
tigelse i Forbundsrepublikken, 

c) som tidligere medlem af den tyske arbejdslos- 
hedsforsikring vender tilbage til Forbundsrepu- 
blikken og i mellemtiden har vseret medlem af 
en dansk arbejdsloshedskasse. 


Artikel 8 

Anvendelse af de to staters forskrifter ved krav 
pä ydelser efter artiklerne 6 og 7 

Hvis en arbejdslos under päberäbelse af art. 6 og 7 
rejser krav pä ydelser fra arbejdsloshedsforsikringen 
gaelder folgende: 

1. Varigheden af de beskasftigelses-, bidrags- og for- 
sikringsperioder, der skal vaere tilbagelagt som 
betingelse for kravet, arbejdsloshedsforsikrings- 
ydelsernes varighed og storreise, fremgangsmäden 
og den arbejdsloses ovrige rettigheder og forpligtel- 
ser afgores 

hvis kravet gores gaeldende i Forbundsrepublik- 
ken, efter Forbundsrepublikken Tysklands love, 

hvis kravet gores gaeldende i Danmark efter de 
danske love samt vedtaegterne for den arbejdslos- 
hedskasse, af hvilken den arbejdslose er medlem. 


2. Ved kravets fastsaettelse skal medregnes 

i Forbundsrepublikken de perioder inden for de 
sidste 12 mäneder, regnet fra dagen for anmeldel- 
sen af ledighed, for hvilke en dansk arbejds- 
loshedskasse allerede har udredet arbejdslosheds- 
forsikringsydelser, samt de perioder, som i For- 
bundsrepublikken befragtes som understottelses- 
perioder, 

i Danmark de perioder siden den sidste 1. Oktober 
forud for kravets rejsning, for hvilke den tyske 
forsikringsinstitution har udredet arbejdslosheds- 
forsikringsydelser. 


3. Hvis der ved fastsasttelse af kravet i en af de to 
stater skal tages hensyn til det i den anden stats 
mont opnäede vederlag for en beskasftigelse i 
denne anden stat, skal der i stedet regnes med det 
overenskomstmaessige eller, safremt der ikue eksi- 
sterer nogen overenskomst, det saedvanemsessige 
vederlag for den samme eller en lignende beskasf- 
tigelse i den stat, i hvilken kravet er gjort gael- 
dende. For benyttelsen af det overenskomstmaessige 
vederlag som malestok er det uden betydning, om 
den pägaeldende er omfattet af en overenskomst 
eller ej. 
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Artikel 9 

Auswirkung von Leistungen und Tätigkeiten in einem 
Vertragstaat auf die Leistungen oder die versicherungs- 
reditliche Stellung im anderen Vertragstaat 

Soweit nach den Vorschriften eines der beiden Ver- 
tragstaaten eine Leistung aus der Sozialversicherung 
oder Bezüge anderer Art oder eine Erwerbstätigkeit 
oder ein Sozialversicherungsverhältnis rechtliche Auswir- 
kungen auf eine nach diesem Abkommen zu gewährende 
Leistung, auf die Versicherungspflicht, die Versicherungs- 
freiheit oder die freiwillige Versicherung haben, kommt 
nach Maßgabe der innerstaatlichen Gesetze und der Sat- 
zungen der dänischen Versicherungsträger die gleiche 
V/irkung auch gleichartigen Bezügen aus dem anderen 
Vertragstaat oder einer gleichartigen Erwerbstätigkeit 
oder einem gleichartigen Versicherungsverhältnis im 
anderen Vertragstaat zu. 

Artikel 10 

Verrechnung von Beiträgen und Leistungen 

Eine Verrechnung der Beiträge und Leistungen findet 
weder zwischen den Vertragstaaten noch zwischen den 
Versicherungsträgern statt. 

ABSCHNITT III 

V erf ahrensbestimmungen 

Artikel 11 

Abschluß von Verwaltungsvereinbarungen 

Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden Ver- 
tragstaaten vereinbaren miteinander unmittelbar das 
Nähere über die zur Durchführung dieses Abkommens 
erforderlichen Maßnahmen, soweit sie ein gegenseitiges 
Einverständnis bedingen. 

Artikel 12 

Gegenseitige Unterrichtung und Verwaltungshilfe 

(1) Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertragstaaten unterrichten sich gegenseitig laufend 
über alle Änderungen ihrer innerstaatlichen Gesetze auf 
dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung und Arbeits- 
losenhilfe und, soweit deren Kenntnis für die Versiche- 
rungsträger des anderen Vertragstaates von Bedeutung 
ist, über die von ihnen und von den Versicherungs- 
trägern zur Durchführung des Abkommens getroffenen 
Maßnahmen. 

(2) Die Behörden und die Versicherungsträger der 
beiden Vertragstaaten leisten sich bei der Durchlührung 
dieses Abkommens gegenseitig im gleichen Umfang Hilfe, 
als ob es sich um eigene Aufgaben handeln würde. Die 
gegenseitige Hilfe ist kostenlos. 

Artikel 13 
Zahlungsverkehr 

(1) Versicherungsträger, die nach diesem Abkommen 
Geldleistungen zu gewähren haben, werden durch Zah- 
lung in ihrer Landeswährung von ihrer Verpflichtung 
befreit. 

(2) Sofern Vorsdiriften in einem der beiden Vertrag- 
staaten die Zahlungen in das Ausland von der Erfüllung 
bestimmter Formalitäten abhängig machen, finden die 
für Inländer geltenden Vorschriften in gleicher Weise 
auch auf Personen und Stellen Anwendung, die auf 
Grund dieses Abkommens eine Zahlung zu erhalten 
oder zu leisten haben. 


Artikel 9 

Indvirkningen af ydelser og beskaeftigelse i den ene 
stat pä ydelser eller forsikringsforhold i den anden stat 

For sä vidt en ydelse fra socialforsikringen eller mod- 
tagelse af ydelser af en anden art eller udovelse af en 
virksomhed eller et socialforsikringsforhold har rets- 
virkninger for en ydelse efter denne overenskomst, for 
forsikringspligtcn, for fritagelsen for forsikringspligten 
eller den frivillige forsikring, skal der ved anvendelsen 
af den i vedkommende stat gaeldende lovgivning og de 
danske arbejdslßshedskassers vedtasgter tillaegges mod- 
tagelsen af lignende ydelser fra den anden stat, udo- 
velse af en tilsvarende virksomhed eller et tilsvarende 
forsikringsforhold i den anden stat samme virkning. 


Artikel 10 

Afregning af bidrag og ydelser 

Der skal ikke finde afregning af bidrag eller ydelser 
sted, hverken mellem staterne eller mellem forsikrings- 
institutionerne. 

AFSNIT III 

Gennemforelsesbestemmelser 

Artikel 11 

Afslutning af administrative aftaler 

De to kontraherende staters overste administrative 
myndigheder trasffer indbyrdes naermere aftale ved- 
rorende de til gennemforelse af naerveerende overens- 
komst nodvendige forholdsregler i det omfang, sädanne 
regier kraever en gensidig aftale. 

Artikel 12 

Gensidig underretning og administrativ bistand 

(1) De overste administrative myndigheder i de to 
stater skal til stadighed gensidig holde hinanden under- 
rettet om alle aendringer i de i vedkommende stat gael- 
dende love pä arbejdsloshedsforsikringens og arbejds- 
loshedshjaelpens omräde, og om de af dem og af forsik- 
ringsinstitutionerne til overenskomstens gennemforelse 
trufne foranstaltninger for sä vidt kendskab til disse er 
af betydning for forsikringsinstitutionerne i den anden 
stat. 

(2) Myndigheder og forsikringsinstitutioner yder ved 
gennemforelsen af denne overenskomst hinanden gen- 
sidig bistand i samme omfang, som hvis det drejede sig 
om deres eget forretningsomräde. Den gensidige hjaelp 
ydes uden betaling. 

Artikel 13 

Overforelse af betalinger 

(1) Forsikringsinstitutioner, som efter naervaerende 
overenskomst er forpligtede til at udrede pengeydelser, 
kan med frigorende virkning udrede disse i deres lands 
ment. 

(2) Säfremt bestemmelser i en af de to kontraherende 
stater gor betalinger til udlandet afhaengige af opfyldel- 
sen af besternte formaliteter, finder de for statens egne 
statsborgere gaeldende bestemmelser ogsä anvendelse 
pä de personer og institutioner, som pä grundlag af 
naervaerende overenskomst skal modtage eller yde en 
betaling. 


9 



Drucksache 1599 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel 14 

Verfahren im Verkehr der Behörden, Gerichte 
und Versicherungsfräger 

(1) Die Behörden, Gerichte und die Versicherungs- 
träger beider Vertragstaaten können bei der Durch- 
führung dieses Abkommens miteinander, mit den Ver- 
sicherten und ihren Vertretern unmittelbar in ihrer 
Amtssprache verkehren. 

(2) Schriftstücke, die an Behörden, Gerichte oder an 
Versicherungsträger beider Vertragstaaten gerichtet 
werden, dürfen nicht deshalb zurückgewiesen werden, 
weil sie in der Amtssprache des anderen Vertragstaates 
abgefaßt sind. 

Artikel 15 

Steuer-, Gebühren- und Legalisationsbefreiung 

(1) Die durch Gesetze einer der beiden Vertragstaaten 
vorgesehenen Steuer- und Gebührenbefreiungen für Ur- 
kunden, die bei Behörden und Versicherungsträgern 
ihres Vertragstaates vorzulegen sind, gelten auch für 
Urkunden, die bei Anwendung des Abkommens den 
entsprechenden Stellen des anderen Vertragstaates vor- 
zulegen sind. 

(2) Von einer Behörde oder einem Gericht des einen 
Vertragstaates ausgefertigte oder beglaubigte und mit 
Siegel oder Stempel versehene Urkunden, die in Durch- 
führung dieses Abkommens vorgelegt werden müssen, 
bedürfen zum Gebrauch im Gebiet des anderen Vertrag- 
staates keiner weiteren Beglaubigung oder Legalisation. 

Artikel 16 

Vertrefungsbefugnis 

der diplomatischen und konsularischen Behörden 

Die konsularischen und die diplomatischen Behörden 
der beiden Vertragstaaten, letztere soweit sie konsulari- 
sche Aufgaben wahrzunehmen haben, sind befugt, ohne 
besondere Vollmacht die Interessen der Berechtigten des 
eigenen Vertragstaates gegenüber allen Stellen, Behör- 
den und Gerichten des anderen Vertragstaates wahrzu- 
nehmen, die für die in Artikel 2 genannten Gesetze 
zuständig sind. 

Artikel 17 

Fristwahrung 

(1) Anträge, die bei Versicherungsträgern oder ande- 
ren zuständigen Stellen des einen Vertragstaates gestellt 
werden, gelten auch als Anträge bei den Versicherungs- 
trägern oder anderen zuständigen Stellen des anderen 
Vertragstaates. 

(2) Rechtsbehelfe, die innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist bei einer für die Entgegennahme von Rechtsbehel- 
fen zuständigen Stelle eines der beiden Vertragstaaten 
einzulegen sind, gelten auch dann als fristgerecht ein- 
gelegt, wenn sie innerhalb dieser Frist bei einer ent- 
sprechenden Stelle des anderen Vertragstaates eingelegt 
werden. In diesem Falle übersendet diese Stelle die 
Reditsbehelfssdirift unverzüglich an die zuständige 
Stelle. Ist der Stelle, bei welcher der Rechtsbehelf ein- 
gelegt ist, die zuständige Stelle nicht bekannt, so kann 
die Weiterleitung über die obersten Verwaltungsbehör- 
den der beiden Vertragstaaten erfolgen. 


Artikel 14 

Myndigheders, domstoles og forsikringsinsfitutioners 
indbyrdes samkvem 

(1) Myndigheder, domstole og forsikringsinstitutioner 
i begge de kontraherende stater kan ved gennemforel- 
sen af naervaerende overenskomst henvende sig direkte 
og i deres eget sprog til hinanden, til de forsikrede og 
disses repraesentanter. 

(2) Skriftlige indlaeg, der er rettede til myndigheder, 
domstole og forsikringsinstitutioner i de to stater mä 
ikke afvises, fordi de er affattet i den anden stats sprog. 


Artikel 15 

Fritagelse for afgifter, gebyrer og legalisering 

(1) Den i en af de kontraherende staters lovgivning 
fastsatte afgifts- og gebyrfritagelse for dokumentär, der 
skal forelaegges offentlige myndigheder og forsikrings- 
institutioner i vedkommende stat, gaelder ogsä for do- 
kumenter, som ved gennemforelsen af naervaerende 
overenskomst skal forelaegges de tilsvarende myndig- 
heder eller institutioner i den anden kontraherende stat. 

(2) De af en myndighed eller en domstol i den ene 
stat udfaerdigede eller bekraeftede og med segl eller 
Stempel forsynede dokuinenter, som skal forelaegges 
ved gennemforelsen af dennc overenskomst, udkraever 
ikke yderligerc bekraeftelse eller legalisation til brug 
i den anden stat. 


Artikel 16 

De diplomatiske og konsulaere myndigheders 
repraesentalionsadgang 

De konsulaere og diplomatiske myndigheder i de to 
stater, sidstneevnte for sä vidt de har konsulaere opga- 
ver at varetage, er bemyndigede til uden at skulle ind- 
hente saerlig fuldmagt at repraesentere de berettigede fra 
deres egen stat over for alle myndigheder og domstole 
i den anden stat, som er kompetente vedrorende de i 
art. 2 naevnte love. 


Artikel 17 

Ankefrister 

(1) Ansogninger, der indgives til forsikringsinstitu- 
tioner eller andre kompetente myndigheder i en af de 
kontraherende stater, er ogsä gyldige som ansogninger 
til forsikringsinstitutioner eller andre kompetente myn- 
digheder i den anden kontraherende stat. 

(2) Anke, som skal ivasrksaettes inden for en foreskre- 
ven tidsfrist over for en til modtagclse af anke kompe- 
tent myndighed i en af de to kontraherende stater, 
gasldcr som rettidigt ivaerksat, ogsä när den inden for 
denne tidsfrist er ivaerksat over for en tilsvarende myn- 
dighed i den anden kontraherende stat. I dette tilfaelde 
oversender den pagaeldende myndighed ufortovet anke- 
skriftet til den kompetente myndighed. Er den myndig- 
hed, over for hvilken anken er ivaerksat, ikke kendt 
med, hvem der er den kompetente myndighed, kan sagen 
afgives til de kontraherende staters overste administra- 
tive myndigheder. 
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Artikel 18 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Abkommens sollen im gegenseitigen Ein- 
vernehmen durch die obersten Verwaltungsbehörden 
der beiden Vertragstaaten beigelegt werden. 

(2) Soweit ein Streit auf diese Weise nicht beigelegt 
werden kann, ist er auf Verlangen eines der beiden 
Vertragstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragstaat ein Mitglied 
bestellt und diese sich auf den Angehörigen eines dritten 
Staates als Obmann einigen. Werden Mitglieder und 
Obmann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nach- 
dem ein Vertragstaat seine Absicht, das Schiedsgericht 
anzurufen, bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung jeder Vertragstaat den 
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Für den Fall, 
daß der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der 
beiden Vertragstaaten besitzt oder aus anderem Grund 
verhindert ist, soll sein Stellvertreter im Amt die erfor- 
derlichen Ernennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Die Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrag- 
staat trägt die Kosten seines Mitgliedes. Die übrigen 
Kosten werden von beiden Vertragstaaten zu gleichen 
Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

ABSCHNITT IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

Rückwirkende Anwendung des Abkommens 

Die Bestimmungen dieses Abkommens gelten auch für 
Fälle der Arbeitslosigkeit, die vor seinem Inkrafttreten 
eingetreten sind; Leistungen werden jedoch nur gewährt, 
soweit sie nach Inkrafttreten des Abkommens fällig 
werden. Bei der Anwendung dieses Abkommens sind 
auch die Versicherungs-, Beitrags- und Beschäftigungs- 
zeiteil zu berücksichtigen, die vor seinem Inkrafttreten 
in einem der beiden Vertragstaaten zurückgelegt worden 
sind. Satz 1 und 2 gelten sinngemäß für den Zeitpunkt 
des nachträglichen Anschlusses einer Arbeitslosenkasse. 

Artikel 20 

Ratifikation, Inkrafttreten, Vertragsdauer, 
Kündigung 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in 
Kopenhagen ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zwei- 
ten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht worden sind. 

(3) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jah- 
res nach dem Zeitpunkt seines Inkrafttretens geschlossen. 
Es gilt als stillschweigend von Jahr zu Jahr verlängert, 
sofern es nicht von einem der beiden Vertragstaaten 
spätestens drei Monate vor Ablauf der Jahresfrist 
schriftlich gekündigt wird. 

(4) Unbeschadet des vorstehenden Absatzes 3 tritt 
Artikel 5 Abs. 2 Nr. 6 mit Ablauf des fünften Jahres nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens außer Kraft, wenn 


Artikel 18 

Bilaeggelse af stridigheder 

(1) Tvistigheder vedrorende fortolkningen eller an- 
vendelsen af neervaerende overenskomst skal loses ved 
aftale mellem de overste administrative myndigheder i 
de kontraherende stater. 

(2) Kan en tvistighed ikke loses pä denne mäde, skal 
den pä begeering af en af de to kontraherende stater 
forelaegges en voldgiftsret. 

(3) Voldgiftsretten neds^ttes for hvert enkelt tilfeelde, 
säledes at hver af de kontraherende stater beskikker et 
medlem, og de säledes beskikkede medlemmer i feelles- 
skab veelger en statsborger i en tredie stat som opmand. 
Beskikkes medlemmer og opmand ikke i lobet af tre 
mäneder efter, at en kontraherende stat har tilkende- 
givet sin hensigt om at indbringe sagen for voldgifts- 
retten, kan hver af de kontraherende stater, när der 
ikke foreligger aftale om en anden fremgangsmäde, bede 
praesidenten for Den internationale Domstol om at fore- 
tage de fornodne udneevnelser. I tilfeelde af, at retspree- 
sidenten skulle vsere statsborger i en af de kontra- 
herende stater eller af andre gründe er forhindret, skal 
hans stedfortreeder i embedet foretage de fornodne 
udneevnelser. 

(4) Voldgiftsrettens beslutninger tr^ffes ved stemme- 
flerhed. Afgorelserne er bindende. Hver af de kontra- 
herende stater beerer omkostningerne vedrorende det af 
den beskikkede medlem. De ovrige omkostninger deles 
ligeligt mellem de to kontraherende stater. lovrigt fast- 
söetter voldgiftsretten selv sin forretningsgang. 

AFSNIT IV 

Overgangs- og slutningsbestemmelser 

Artikel 19 

Overenskomstens tilbagevirkende kraft 

Bestemmeiserne i denne overenskomst geelder ogsä 
for tilfeelde af arbejdsloshed, som er indtriiffet for dens 
ikrafttreeden; ydelser skal dog kun udredes, for sä vidt 
de forfalder efter overenskomstens ikrafttreeden. Ved 
anvendelsen af denne overenskomst skal ogsä medreg- 
nes de försikrings-, bidrags- og beskeeftigelsestider, som 
for dens ikrafttreeden er tilbagelagt i en af de to stater. 
For sä vidt angär de kasser, der senere tilslulter sig 
overenskomsten, finder de i 1. og 2. punktum indeholdte 
bestemmelser tilsvarende anvendelse med hensyn til 
tidspunktet for tilslutningen. 

Artikel 20 

Ratifikation, ikrafttreeden, varighed, opsigelse 

(1) Denne overenskomst skal ratificeres. Ratifikations- 
dokumenterne skal snarest muligt udveksles i Kobenhavn. 

(2) Denne overenskomst treeder i kraft den forste dag 
i den anden mäned efter udgangen af den mäned, i 
hvilken ratifikationsdokumenterne udveksles. 

(3) Denne overenskomst er indgäet for et tidsrum af 
eet är fra tidspunktet for dens ikrafttreeden at regne. 
Den fornyes stiltiende fra är til är, medmindre den 
skriftligt opsiges af regeringen i en af de to kontra- 
herende stater, hvilket skal ske mindst 3 mäneder for 
udlobet af en eetärig periode. 

(4) Uden hensyn til reglerne i foranstäende stk. 3, 
ophorer art. 5, stk. 2, nr. 6, at have gyldighed med ud- 
lobet af det femte är efter overenskomstens ikrafttreeden, 
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ein Vertragstaat dies durch schriftliche Erklärung sechs säfremt en kontraherende stat forlanger dette ved skrift- 

Monate vor Ablauf dieser Frist gegenüber dem anderen lig erkleering over for den anden stat seks mäneder 

Vertragstaat verlangt. for udlobet af denne frist. 

(5) Auf die bis zum Außerkrafttreten dieses Abkom- (5) Med hensyn til rettigheder, der er erhvervet og 
mens erworbenen und geltend gemachten Ansprüche sind gjort gaeldende inden det tidspunkt, da overenskomsten 
dessen Bestimmungen auch nach seinem Außerkraft- ophorer med at vaere i kraft, skal overenskomstens be- 
treten anzuwenden. stemmelser fortsat finde anvendelse. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- TIL BEKRA.FTELSE AF DETTE har de to staters 
vollmächtigten dieses Abkommen mit ihren Unterschrif- befuldmaegtigede underskrevet denne overenskomst og 
ten und mit ihren Siegeln versehen. forsynet den med deres segl. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 1. August 1959, in zwei Ur- UDFÄRDIGET i Bonn, den 1. August 1959, i 2 origi- 
Schriften, jede in deutscher und dänischer Sprache, wobei nale eksemplarer, begge pä tysk og pä dansk, idet 

jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. ordlyden pä begge sprog har samme gyldighed. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
For 

Forbundsrepublikken Tyskland: 
Berger 


Für das 

Königreich Dänemark: 
For 

Kongeriget Danmark: 
Frants Hvass 
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Schlußprotokoll 
zu dem Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark 
über Arbeitslosenversicherung 

Slutprotokol 
til overenskomsten 

mellem Forbundsrepublikken Tyskland 
og Kongeriget Danmark 
angäende arbejdsloshedsforsikring 


BEI DER UNTERZEICHNUNG des heute zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Däne- 
mark abgeschlossenen Abkommens über Arbeitslosen- 
versicherung geben die Bevollmächtigten der beiden 
Vertragstaaten die Erklärung ab, daß über folgendes 
Einverständnis besteht: 

1. Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik gegenüber 
der Königlich Dänischen Regierung innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

2. Bei der Anwenduiig des Abkominens geilen vorbe- 
haltlich der Ziffer 1 Bezugnahmen auf die Bundes- 
republik und ihr Gebiet auch als Bezugnahmen auf 
das Land Berlin. 

3. Soweit die Anwendung des Abkommens von dem 
Anschluß der Arbeitslosenkassen abhängt, gilt als 
Tag des Anschlusses der erste Tag des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats, in dem die oberste 
dänische Verwaltungsbehörde gemäß Artikel 4 des 
Abkommens der obersten deutschen Verwaltungs- 
behörde den Anschluß der Arbeitslosenkasse mit- 
geteilt hat. Soweit die Mitteilung des Anschlusses 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens 
bereits vorliegt, gilt dieser Zeitpunkt als Tag des 
Anschlusses. Der Widerruf wird sechs Monate nach 
Eingang der Mitteilung der obersten dänischen 
Verwaltungsbehörde bei der obersten deutschen 
Verwaltungsbehörde wirksam. 

4. Gibt ein Beschäftigter die Beschäftigung in einem 
der beiden Vertragstaaten nur aus dem Grunde 
auf, um sich in den Vertragstaat zu begeben, dessen 
Staatsangehöriger er ist, so gilt dies als berechtigter 
Grund zur Aufgabe der Beschäftigung. 

5. Deutsche Staatsangehörige, die berufsmäßige Arbeit- 
nehmer sind und sich nicht nur vorübergehend in 
Dänemark aufhalten, arbeitsfähig sind und der 
Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen, erhalten 
ferner im Falle der Arbeitslosigkeit Leistungen der 
allgemeinen Fürsorge unter den gleichen Voraus- 
setzungen und im gleichen Umfang wie dänische Staats- 
angehörige. Im Falle dauernder Hilfsbedürftigkeit 
findet Teil II des Europäischen Fürsorgeabkommens 
Anwendung. Dauernde Hilfsbedürftigkeit liegt vor, 
wenn die Fürsorgeleistungen wegen Arbeitslosig- 
keit für die Dauer eines Jahres, gerechnet vom 
Tage des Beginns der Fürsorgeleistung gewährt 
worden sind; die während dieses Jahres gewährten 
Leistungen gelten nicht als Fürsorgeleistungen im 
Sinne des Artikels 14 des Europäischen Fürsorge- 
abkommens. Kurzfristige Unterbrechungen der Lei- 
stungen sind für die Beurteilung der Dauer der 
Hilfsbedürftigkeit unbeachtlich. 


VED UNDERTEGNELSEN af den i dag mellem For- 
bundsrepublikken Tyskland og Kongeriget Danmark ind- 
gäede overenskomst om arbejdsloshedsforsikring afgiver 
de to staters befuldmsegtigede erkleering om, at der 
bestär enighed om folgende: 

1. Overenskomsten geelder ogsä for landet Berlin, 
medmindre Forbundsrepublikkens regering inden 
3 mäneder efter overenskomstens ikrafttraeden af- 
giver modstäende erklsering over for den kongelige 
danske regering. 

2. Veu üverenskomstens anvendelse geelder, under 
forbehold af det i denne slutprotokols punkt 1 
anforte, henvisninger til Forbundsrepublikken og 
dennes omrade ogsa som henvisning til landet 
Berlin. 

3. For sä vidt overenskomstens anvendelse er aflieen- 
gig af arbejdsloshedskassernes tilslutning skal til- 
slutningen regnes fra den forste dag i den anden 
mäned efter udgangen af den mäned, i hvilken den 
overste danske forvaltningsmyndighed i henhold 
til overenskomstens art. 4 har givet den overste 
tyske forvaltningsmyndighed meddelelse om ar- 
bejdsloshedskassens tilslutning. For sä vidt med- 
delelsen om tilslutningen allerede foreligger pä det 
tidspunkt, da overenskomsten traeder i kraft, skal 
tilslutningen regnes fra denne dato. Tilbagekaldelse 
af tilslutningen bliver virksom 6 mäneder efter at 
den overste danske forvallningsmyndigheds med- 
delelse herom er kommet den overste tyske forvalt- 
ningsmyndighed i beende. 

4. Hvis en beskeeftiget opgiver beskaeftigelsen i en af 
de to stater udelukkende af den grund, at han vil 
flytte til den stat, hvor han er statsborger, geelder 
dette som berettiget grund til beskseftigelsens 
ophor. 

5. Tyske statsborgere, som er lon-arbejdere, og som 
opholder sig ikke blot forbigäende i Danmark, er 
arbejdsdygtige og stär til rädighed for arbejds- 
anvisningen, fär endvidere i tilfeelde af arbejdslos- 
hed ydelser fra den offentlige forsorg under de 
samme betingelser og i samme omfang som danske 
statsborgere. Hvis trangen bliver varig, skal afsnit 
II i den europaeiske overenskomst om social og 
sundhedsmeessig hjeelp finde anvendelse. Varig 
trang foreligger, hvis forsorgshjaelpen pä grund af 
arbejdsloshed er blevet ydet i et är, regnet fra 
hjeelpens begyndelsesdag; den i lobet af dette är 
ydede hjeelp skal ikke regnes som forsorgshjeelp 
efter art. 14 i den europeeiske overenskomst om 
social og sundhedsmeessig hjeelp. Kortvarig afbry- 
delse af ydelserne eendrer ikke hjeelpens karakter 
som varig. 
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6. Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 des 
Abkommens finden 

in der Bundesrepublik im Falle der Gewährung 
von Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe und 
in Dänemark im Falle der Gewährung der nicht 
auf dauernder Hilfsbedürftigkeit beruhenden Für- 
sorgeleistungen an Arbeitslose nach Ziffer 5 dieses 
Schlußprotokolls 
entsprechende Anwendung. 

7. Jeder der beiden Vertragstaaten wird die Aufent- 
haltserlaubnis der Staatsangehörigen des anderen 
Vertragstaates nicht deswegen widerrufen oder die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis verweigern, 
weil diese 

in der Bundesrepublik Deutschland Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung oder der Arbeitslosen- 
hilfe, 

in Dänemark Leistungen der Arbeitslosenversiche- 
rung oder nach Ziffer 5 wegen Arbeitslosigkeit nicht 
dauernd Leistungen der allgemeinen Fürsorge 
beziehen. 

8. Die Regierung jedes der beiden Vertragstaaten 
wird darauf hinwirken, daß allgemeine oder beson- 
dere Beschäftigungsbeschränkungen ATbeitnehmern 
oder Arbeitgebern nicht zu dem Zweck auferlegt 
werden, die Verwirklichung des Anspruchs auf Lei- 
stungen nach diesem Abkommen zu beeinträchtigen. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Dänemark über Arbeitslosenversicherung und 
gilt unter denselben Voraussetzungen und für dieselbe 
Dauer wie das Abkommen. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 1. August 1959, in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und dänischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


6. Overenskomstens artikel 7, stk. 1 b og stk. 2 finder 
tilsvarende anvendelse 

i Forbundsrepublikken ved ydelse af arbejdslos- 
hedshjöelp, 

i Danmark ved ydelse af ikke-varig forsorgshjaelp 
til arbejdslose efter denne slutprotokols punkt 5. 


7. De to kontraherende stater vil ikke tilbagekalde 
opholdstilladelser til det andet lands statsborgere 
eher naegte forlasngelse af sädanne opholdstilladel- 
ser, fordi disse 

i Forbundsrepublikken Tyskland oppebaerer ydel- 
ser fra arbejdsloshedsforsikringen eller arbejds- 
loshedshjaslpen, 

i Danmark modtager ydelser fra arbejdslosheds- 
forsikringen, eller i henhold til slutprotokollens 
nr. 5 pä grund af arbejdsloshed modtager ikke- 
varig forsorgshjaelp. 

8. De to staters regeringer vil virke for, at almindeli- 
ge eller specielle beskeeftigelsesbegraensninger ikke 
pälaegges arbejdere eller arbejdsgivere med det 
formal at begreense gennemforelsen af krav pä 
ydelser efter denne overenskomst. 

Naervaerende slutprotokol udgor en del af overens- 
komsten mellem Forbundsrepublikken Tyskland og 
kongeriget Danmark om arbejdsloshedsforsikring og har 
gyldighed under samme betingelser og i samme tidsrum 
som denne. 

UDFÄRDIGET i Bonn, den 1. August 1959, in 2 origi- 
nale eksemplarer, begge pä tysk og pä dansk, idet 
ordlyden pä begge sprog har samme gyldighed. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland; 
For 

Forbundsrepublikken Tyskland: 
Berger 


Für das 

Königreich Dänemark: 
For 

Kongeriget Danmark: 
Frants Hvass 
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Denkschrift 

A. Zum Abkommen vom 1. August 1959 


Vorbemerkungen 

Nach der Statistik der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung sind am 
31. Juli 1958 in der Bundesrepublik 1272 Arbeitneh- 
mer dänischer Staatsangehörigkeit beschäftigt ge- 
wesen (1955 889; 1956 == 1019; 1957 =- 972). Die 

deutschen Arbeitsämter (ohne Berlin [West]) haben 
an dänische Staatsangehörige 1958 in 696 Fällen 
(1957 = 469; 1956 == 319) erstmalig ausgestellte 
Arbeitskarten ausgegeben. In den ersten 7 Monaten 
1959 wurden für 396 dänische Staatsangehörige 
erstmalig Arbeitskarten ausgestellt. 

über die Zahl der deutschen Arbeitnehmer in Däne- 
mark gibt es keine zuverlässigen Unterlagen. Im 
Durchschnitt sollen jährlich an Deutsche 100 Arbeits- 
erlaubnisse für Je 6 Monate mit Verlängerungs- 
möglichkeit erteilt werden. Darin sind nicht die in 
Dänemark, insbesondere in Nordschleswig, ansässi- 
gen Deutschen enthalten, über die Zahl der tat- 
sächlich in Dänemark beschäftigten deutschen Arbeit- 
nehmer geben diese Zahlen keine Auskunft, da sie 
nicht die Abgänge berücksichtigen. 

Als Schritt auf dem Wege zur Europäischen Inte- 
gration — Dänemark hat bereits vor Jahren die 
beiden vorläufigen Europäischen Abkommen über 
Soziale Sicherheit vom 11. Dezember 1953 (BGBl. 
1956 n S. 507) ratifiziert — erscheint es wichtig, den 
in Dänemark tätigen deutschen Arbeitnehmern die 
Erhaltung ihrer in Dänemark erworbenen Ansprüche 
auf Arbeitslosengeld und die Berücksichtigung ihrer 
dänischen Versicherungszeiten bei der Feststellung 
ihrer Ansprüche im Geltungsbereich des AVAVG 
zu sichern. 

Das Abkommen hat ferner vor allem aus zwei 
Gründen besondere Bedeutung: Es ist das erste 
deutsche Abkommen über Arbeitslosenversicherung, 
das eine Brücke zwischen einem System der frei- 
willigen Arbeitslosenversicherung und einem System 
der Pflichtversicherung schlägt, und es ist auch das 
erste derartige Abkommen mit einem skandinavi- 
schen Staat. Der Abschluß des Abkommens be- 
rechtigt daher zu der Hoffnung, daß auch mit 
Schweden, wo zahlreiche Deutsche beschäftigt sind, 
und auch mit Norwegen in absehbarer Zeit ent- 
sprechende Abkommen getroffen werden können. 


Im einzelnen 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 enthält die üblichen Begriffsbestimmungen. 

Artikel 2 bestimmt den sachlichen Geltungsbereich, 
der sich in der Bundesrepublik Deutschland auf alle 
Rechtsvorschriften über die Arbeitslosenversiche- 


rung und die Arbeitslosenhilfe, in Dänemark auf 
die Rechtsvorschriften über die Arbeitslosenver- 
sicherung einschließlich der Versicherung bei den 
„Fortsetzungskassen'' erstreckt. 

Artikel 3 Abs. 1, 2 und 4 enthalten die üblichen 
Klauseln über die Gleichstellung der beiderseitigen 
Staatsangehörigen hinsichtlich ihrer Rechte und 
Pflichten; Absatz 3 nimmt Vorschriften über die 
Voraussetzungen für die Berufung als Mitglieder 
von Organen der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung von der Einbe- 
ziehung in das Abkommen aus. 

ABSCHNITT II 

Besondere Bestimmungen 
über Arbeitslosenversicherung 

Artikel 4 verpflichtet die dänische Regierung, dahin 
zu wirken, daß die dänischen Arbeitslosenkassen 
sich dem Abkommen anschließen, weil die Regie- 
rung nach dänischem Recht die Arbeitslosenkassen 
nicht unmittelbar binden kann. 

Nach einer Mitteilung des dänischen Sozialministers 
haben bereits 58 Arbeitslosenkassen mit zusammen 
96,3 V. H. aller Mitglieder von Arbeitslosenkassen 
beschlossen, dem Abkommen beizutreten. Die rest- 
lichen 7 Kassen wollen sich nicht anschließen 
(darunter insbesondere die Kasse der Seeleute und 
die Kassen der mit der Seeschiffahrt zusammen- 
hängenden Berufe). 

Artikel 5 regelt in der üblichen Weise im einzelnen, 
auf welche Beschäftigungsverhältnisse die deutschen 
bzw. die dänischen Rechtsvorschriften anzuwenden 
sind. Dabei wurden mit Rücksicht auf die Abhängig- 
keit der Arbeitslosenversicherung von der Kranken- 
versicherung die Bestimmungen des Artikels 2 des 
Europäischen Abkommens über die Soziale Sicher- 
heit der Arbeitnehmer im Internationalen Verkehrs- 
wesen vom 9. Juli 1956 berücksichtigt, obwohl dieses 
Abkommen die Arbeitslosen nicht in seinen Gel- 
tungsbereich einbezogen hat. — Wegen der Regelung 
für Grenzgänger darf auf die Ausführungen zu 
Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes verwiesen wer- 
den. — Wie sich aus der Definition des „Beschäftig- 
ten" in Artikel 1 Nr. 7 des Abkommens ergibt, bezieht 
sich das Abkommen in Dänemark nur auf solche 
Beschäftigungen, die innerhalb des fachlichen Be- 
reichs einer Arbeitslosenkasse, die sich dem 
Abkommen angcschlossen hat, ausgeübt werden. 

Artikel 6 regelt die Zusammenrechnung der in den 
beiden Vertragsstaaten zurückgelegten Versiche- 
rurigs-, Beitrags- oder Beschäftigungszeiten. In 
Dänemark berücksichtigen nur solche Arbeitslosen- 
kassen in der Bundesrepublik zurückgelegte Zeiten, 
die sich dem Abkommen angeschlossen haben. Auch 
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in der Bundesrepublik können nur solche in Däne- 
mark zurückgelegte Beschäftigungen berücksichtigt 
werden, für die bei einer dänischen Arbeitslosen- 
kasse, die sich dem Abkommen angeschlossen hat, 
Beiträge entrichtet worden sind. 

Artikel 7 macht den Anspruch in den beiden Ver- 
tragsstaaten von einer gewissen Mindestbeschäfti- 
gungsdauer in dem Staate, in dem der Anspruch 
geltend gemacht wird, abhängig. 

Artikel 8 regelt die Anspruchsdauer, die Berück- 
sichtigung von Leistungsbezugszeiten im anderen 
Vertragsstaat bei der Festsetzung der Anspruchs- 
dauer und die Bemessung des Arbeitslosengeldes, 
soweit diesem das Arbeitsentgelt für im anderen 
Vertragsstaat ausgeübte Beschäftigungen zugrunde 
zu legen wäre. 

Artikel 9 schreibt vor, daß Beschäftigungen oder 
Leistungen, die im anderen Vertragsstaat ausgeübt 
bzw. gewährt werden, die gleiche Wirkung zu- 
kommen soll wie gleichartigen Beschäftigungen oder 
Leistungen, die in dem Staate, in dem der Anspruch 
geltend gemacht wird, ausgeübt bzw. gewährt 
werden; diese Vorschrift ist im Geltungsbereich des 
AVAVG z. B. bei Anwendung der §§ 57, 74 Abs. 3, 
§§ 77, 87 Abs. 5, §§ 95, 96, 146, 149 und 150 AVAVG 
von Bedeutung. 

Artikel 10 bestimmt ebenso wie die entsprechenden 
Artikel der Arbeitslosenversicherungsabkommen mit 
Belgien, den Niederlanden und Österreich, daß eine 
Verrechnung von Leistungen oder Beiträgen nicht 
staitfindet. 

ABSCHNITT III 

Verfahrensbestimmungen 

Artikel 11 bis 18 enthalten die üblichen Bestimmun- 
gen über den Abschluß von Verwaltungsverein- 
barungen, gegenseitige Unterrichtung und Verwal- 
tungshilfe, Zahlungsverkehr, Schriftverkehr der 
beiderseitigen Behörden, Gerichte und Träger, 
Steuer-, Gebühren- und Legalisationsbefreiung, 
Vertretungsbefugnis der diplomatischen und konsu- 
larischen Behörden, Fristwahrung und die Beilegung 
von Streitigkeiten. 


ABSCHNITT IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 19 regelt die Behandlung von Fällen der 
Arbeitslosigkeit, die vor dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens eingetreten sind. 


Artikel 20 behandelt die Ratifikation, das Inkraft- 
treten, die Vertragsdauer und die Kündigung des 
Abkommens in der üblichen Weise. Abweichend 
von den sonst üblichen Gepflogenheiten wird in 
Absatz 4 eine besondere Kündigungsklausel für die 
Grenzgängerregelung des Artikels 5 Abs. 6 (vgl. 
Begründung zu Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes) 
festgelegt. Diese Sonderregelung ist auf Wunsch 
der dänischen Regierung aufgenommen worden, die 
sich für diese erstmals praktizierte Grenzgänger- 
regelung die Möglichkeit einer Kündigung Vorbe- 
halten wollte, ohne das ganze Abkommen kündigen 
zu müssen. 

B. Zum Schlußprotokoll 

Nr. 1 und 2 enthalten die üblichen Klauseln für die 
Einbeziehung des Landes Berlin in das Abkommen. 

Nr. 3 regelt den Anschluß und den Widerruf des 
Anschlusses der einzelnen Arbeitslosenkassen (vgl. 
hierzu die Ausführungen zu Artikel 4 des Ab- 
kommens). 

Nr. 4 schließt die Anwendung der Sperrfristbestim- 
mungen des § 80 AVAVG aus, wenn ein Arbeit- 
nehmer die Beschäftigung aufgibt, um sich in den 
Vertragsstaat zu begeben, dessen Staatsangehöriger 
er ist. 

Nr. 5 bezieht als Äquivalent für die Einbeziehung 
der deutschen Arbeitslosenhilfe in gewissem Um- 
fange die dänischen Leistungen der allgemeinen 
Fürsorge in Fällen der Arbeitslosigkeit in das Ab- 
kommen ein. 

Nr. 6 macht auch für die Gewährung der Leistungen 
der Arbeitslosenhilfe und der dänischen allgemeinen 
Fürsorge im Falle der Arbeitslosigkeit den Anspruch 
von einer gewissen Mindestbeschäftigungsdauer in 
dem Vertragsstaat, in dem der Anspruch geltend 
gemacht wird, abhängig, 

Nr. 7 und 8 enthalten „good wilF'-Erklärungen für 
die Anwendung der beiderseitigen Vorschriften über 
die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis auf die Staats- 
angehörigen der beiden Vertragsstaaten. 


C. Kosten der Durchführung des Abkommens 

Besondere Kosten werden dem Bund oder der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung weder auf Grund der Leistungen 
an die betroffenen Arbeitnehmer noch als Verwal- 
tungskosten der Arbeitsämter entstehen, da sich die 
beiderseitigen Rechte und Pflichten in etwa aus- 
gleichen dürften. 
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